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Herrn Prof. Dr. iur. Willi Blümel 
zum 65. Geburtstag am 6. Januar 1994 





Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einem im Frühjahr 1993 dem 
Staatsministerium Baden-Württemberg erstatteten Rechtsgutachten. Sie knüpft 
an frühere Überlegungen zur Beschleunigung des Fachplanungsrechts an, 
welches ich bei meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Willi Blümel, ge-
lernt habe. Ihm sei daher diese Schrift gewidmet. 

Tübingen, im Dezember 1993 Michael Ronellenfitsch 
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Einführung 

I. Problemstellung 

1. Reform des Anlagenzulassungsrechts 

a) Verfassungsauftrag: Förderung des Wirtschaftswachstums 

Angesichts der Jahrhundertaufgaben der deutschen Wiedervereinigung und 
der europäischen Einigung befindet sich Deutschland in einer der größten 
Rezessionen der Nachkriegszeit. In dieser Situation sind philosophische Be-
trachtungen über die Grenzen des Wachstums zweitrangig. In erster Linie gilt 
es, zur Überwindung der Rezession beizutragen. Der vielberufene Standort 
Deutschland kann jedoch nur gesichert werden, wenn eine langanhaltende 
Phase wirtschaftlichen Wachstums eingeleitet wird. Diese Aussage gilt all-
gemein und speziell für den Standort Baden-Württemberg. 

Für die Staatsorgane in Bund und Ländern ist die Förderung des Wirt-
schaftswachstums zudem ein durch Art. 104a Abs. 4 und Art. 109 Abs. 2 GG 
verfassungsrechtlich vorgegebenes Ziel der Konjunkturpolitik1. Wie dieses 
Ziel zu erreichen ist, schreibt das Grundgesetz zwar nicht näher vor; das 
Bundesverfassungsgericht spricht von einem „offenen Vorbehalt für die Auf-
nahme neuer gesicherter Erkenntnisse der Wirtschaftswissenschaften als 
zuständiger Fachdisziplin"2. Mit hochtrabenden Konzepten und Schlagworten 
ist es aber nicht getan. Zumindest sind die staatlichen Organe schon von 
Verfassungs wegen verpflichtet, unnötige konkrete Wachstumshemmnisse 
abzubauen und dadurch zugleich die Kosten für Investitionsvorhaben zu 
senken. 

1 Das gleichzeitig mit der Ergänzung von Art. 109 GG erlassene Gesetz zur Förde-
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 8.6.1967 (BGBl. I S. 582) 
kann zwar das Verfassungsrecht nicht verbindlich interpretieren; vgl. Maunz, in: 
Maunz/Dürig, GG, Art. 109 Rdnr. 25. Es verdeutlicht aber, welche Vorstellungen 
sich der verfassungsändernde Gesetzgeber über die Aufgaben staatlicher Wirtschafts-
politik machte. Die Ziele des sog. magischen Vierecks sind folglich verfassungsrecht-
lich geboten, vgl. Vogel, Grundzüge des Finanzrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, in: HStr IV, § 87 Rdnr. 17. 

2 BVerfGE 79, 311 (338). 

2 Ronellenfitsch 
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b) Reformbedürftigkeit des Anlagenzulassungsrechts 

Investitionsvorhaben erfordern regelmäßig neben einer entsprechenden In-
frastruktur (namentlich im Verkehrsbereich) die Zulassung von Anlagen, 
wobei die Verbesserung der Infrastruktur ihrerseits zulassungsbedürftig ist. 
Die Zulassung von Investitions- und Infrastrukturvorhaben kann dann erst 
erfolgen, wenn komplizierte Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sind, deren 
Vorliegen in aufwendigen, einer umfassenden gerichtlichen Kontrolle unter-
liegenden Verwaltungsverfahren geprüft wird. Vor allem das Anlagenzulas-
sungsrecht hat sich zu einem Investitions- und Wachstumshemmnis ersten 
Ranges entwickelt. Das Anlagenzulassungsrecht wird daher allgemein für 
reformbedürftig gehalten. Reformen sind konjunkturpolitisch unerläßlich und 
können von Verfassungs wegen geboten sein. 

2. Reformvorhaben in Baden-Württemberg 

Die Landesregierung von Baden-Württemberg ist sich, wie das Reformvor-
haben „Verwaltung 2000" zeigt, der Bedeutung und des Verfassungsauftrags 
zur Verwaltungsreform schon seit langem bewußt. Gefördert und koordiniert 
werden diese Reformen durch die beim Staatsministerium Baden-Württem-
berg eingerichtete Regierungskommission Verwaltungsreform. Die Regie-
rungskommission hat bereits einen ersten Tätigkeitsbericht erstellt. Darin 
wird über die schon getroffenen und beabsichtigten Maßnahmen zur Verfah-
rensbeschleunigung berichtet. 

- So entwickelte im Innenministerium die Stabsstelle für Verwaltungsstruk-
tur, Information und Kommunikation ein idealtypisches Verfahren ein-
schließlich flankierender Maßnahmen, die dem Zeitfaktor in der öffentli-
chen Verwaltung mehr Geltung verschaffen sollen. Ferner wurde in Anleh-
nung an ein Gutachten von Würtenberger der Entwurf einer Empfehlung 
zur Verbesserung der Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen vorge-
legt. 

- Das Umweltministerium hat bereits mit Wirkung vom 1. Februar 1993 eine 
Verwaltungsvorschrift zur Beschleunigung von Zulassungsverfahren im 
Umweltbereich (VwV-Verfahrensbeschleunigung Umwelt)3 als ersten 
Schritt zur Beschleunigung von umweltrechtlichen Zulassungsverfahren in 
Kraft gesetzt. Rechtsänderungen des Bundes-4 und Landesrechts im Um-
weltbereich wurden schon vorgenommen oder sind auf dem Weg. 

3 Vom 1.12.1992 (GABI. 1993 S. 15). 
4 Hierzu unten III.2. 
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- Mit ähnlicher Stoßrichtung erging die Verwaltungsvorschrift des Verkehrs-
ministeriums zur Beschleunigung von Planungen und Verfahren im Ver-
kehrswegebau (VwV-Beschleunigung im Verkehrswegebau) vom 22. Juli 
19935. Auch hier wurden wesentliche Rechtsänderungen durchgeführt 
oder befinden sich im Gang6. 

- Das Wirtschaftsministerium bereitet eine Novelle der Landesbauordnung 
mit dem Ziel einer Vereinfachung und Beschleunigung der baurechtlichen 
Verfahren vor und hat den Entwurf einer Verwaltungsvorschrift über die 
Durchführung von Raumordnungsverfahren (VwV-ROV) erstellt. 

Im Herbst 1992 beauftragte die Regierungskommission Verwaltungsreform 
Verfasser mit der Erstattung eines ergänzenden Rechtsgutachtens zur Kon-
zeption der Reformvorhaben, wobei das Anlagenzulassungsrecht im Vorder-
grund stehen sollte. 

II. Vorgehensweise 

1. Thematische Begrenzung 

a) Exemplarische Darstellungsweise 

Anliegen des Gutachtens ist es, die gegenwärtigen Reformkonzeptionen zu 
hinterfragen und ihre Prämissen zu überprüfen. Auf dieser Grundlage kann 
sodann erörtert werden, ob die Reformvorstellungen entweder zu kurz greifen 
oder ob sie gar zu weit oder in die falsche Richtung gehen. Ohne die Dia-
gnose müßten sich die im Gutachten ebenfalls enthaltenen Therapievorschlä-
ge auf die mehr oder weniger zufällige Addition von Beschleunigungs- und 
Vereinfachungsvorschlägen beschränken. 

Die im Rahmen des diagnostischen Teils zu beantwortenden Fragen lassen 
sich in einem doppelten Sinne exemplarisch an Hand des Anlagenzulassungs-
rechts darstellen: Zum einen kommt dem Anlagenzulassungsrecht idealtypi-
sche Bedeutung für die Ausgestaltung und Kontrolle von Verwaltungsver-
fahren zu, zum anderen weisen alle Anlagenzulassungsverfahren gemeinsame 
Strukturen auf. Reformen müssen in erster Linie darauf abzielen, strukturelle 
Mängel zu beheben. Deshalb ist es nicht nötig, alle Anlagenzulassungsver-
fahren einer kritischen Betrachtung zu unterziehen oder sämtliche Aspekte 

5 GABI. 1993 S. 878. 
6 Vgl. unten III.2.b. S.a. Alexander, Verfahrensbeschleunigung auch im Landes-

bereich. Neue Straßenplanungs- und entschädigungsrechtliche Vorschriften in Baden-
Württemberg, DAR 1993, 138 ff. 
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der Zulassungsverfahren für bestimmte Anlagen erschöpfend zu würdigen. 
Methodisch ist es gerechtfertigt, nur die Zulassungsverfahren bestimmter 
Anlagen zu behandeln, sofern eine sinnvolle Auswahl getroffen wird. 

b) Auswahl 

Für die Auswahl waren folgende Erwägungen ausschlaggebend: 

- Da die VwV-Verfahrensbeschleunigung Umwelt bereits in Kraft getreten 
ist, bietet es sich an, die abfallrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen 
Zulassungsverfahren einer näheren Betrachtung zu unterziehen. 

- Die meisten Reformvorstellungen knüpfen an Akzeptanzdefizite an. Auf 
Akzeptanzschwierigkeiten stoßen mittlerweile fast alle staatlichen und 
privaten Vorhaben. Am besten aufzeigen läßt sich die Problematik gleich-
wohl am Beispiel der besonders kontroversen Großvorhaben. 

Gegenstand der Untersuchung sind daher die Zulassungsverfahren für abfall-
und immissionsschutzrechtliche Großvorhaben. 

c) Negativliste 

Es gehört zum Wesen einer exemplarischen Untersuchung, daß sie Raum 
läßt für weitere Untersuchungen. 

- So bleiben die baurechtlichen Gesichtspunkte mit Rücksicht auf soeben 
durchgeführte und unmittelbar bevorstehende normative Änderungen einer 
gesonderten späteren Untersuchung vorbehalten. 

- Vorerst nicht behandelt wird auch die Beschleunigung von Verkehrspro-
jekten. 

Zu dieser Thematik erstattete der Verf. im Frühjahr 1991 der Deutschen 
Straßenliga, dem Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, dem Verband 
der Automobilindustrie sowie dem Verkehrsforum Bahn ein Rechtsgutach-
ten7, das nicht ohne Einfluß auf die Ausgestaltung des Gesetzes zur Be-
schleunigung der Planungen für Verkehrswege in den neuen Ländern sowie 
im Land Berlin (Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz) vom 16. De-
zember 1991 (BGBl. I S. 2174) blieb. Dieses Gesetz hatte von vornherein 
Modellcharakter für die Verkehrswegeplanung in Deutschland insgesamt8. Es 

7 Ronellenfltsch, Beschleunigung von Verkehrsprojekten, 1991. 
8 Vgl. Ronellenfitsch, in: Blümel, Verkehrswegeplanung in Deutschland, 1991, S. 5 

ff. (20), 107 ff. (233 ff.). 


